Deutsdier Bundestag Drucksache V/3222 

5. Wahlperiode 


Der Bundesminister 

für Arbeit und Sozialordnung . Bonn, den 15. August 1968 

IVb 4 -4197.1-682/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Soziale Sidierung für Zuwanderer aus der sowjetischen 
Besatzungszone 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Berlin), Kühn 
(Hildesheim), Dr* Franz, Dr. Freiwald, Lampersbach, Ruf 
und Genossen 
- Drucksache V/3081 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich im Einvernehmen 
mit den Herren Bundesministern des Innern, für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte und für gesamtdeutsche Fra- 
gen die Kleine Anfrage wie folgt; 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Zuwanderer aus der 
sowjetischen Besatzungszone vereinzelt in der Bundesrepublik 
eine geringere Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
erhalten als sie vorher in der sowjetischen Besatzungszone er- 
halten haben? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Rentner aus der sowje- 
tischen Besatzungszone in der Bundesrepublik vereinzelt eine 
geringere Rente erhalten als vor ihrer Übersiedlung aus der 
sowjetischen Besatzungszone. Die Zahl dieser Fälle wird von 
den Rentenversicherungsträgern statistisch nicht gesondert er- 
faßt. Die Rentenversicherungsträger haben jedoch übereinstim- 
mend mitgeteilt, daß nur in seltenen Fällen die in der Bundes- 
republik errechnete Rente niedriger ist als die an den Betreffen- 
den in der sowjetischen Besatzungszone gezahlte Rente. Schät- 
zungsweise dürften diese Fälle ein bis zwei Prozent der an 
Zuwanderer aus der sowjetischen Besatzungszone gewährten 
Renten ausmachen. 

Die ganz überwiegende Mehrzahl der Zuwanderer aus der 
sowjetischen Besatzungszone erhält in der Bundesrepublik eine 
höhere Rente als vorher in der sowjetischen Besatzungszone, 
Für Versicherungszeiten im anderen Teil Deutschlands wird 
beim Vorliegen der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen 
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in der Bundesrepublik eine Leistung nach dem Eingliederungs- 
prinzip festgestellt. Der Versicherte wird so gestellt, als ob er 
im Bundesgebiet versichert gewesen wäre; seine Rente wird 
nach den durchschnittlichen Verdiensten vergleichbarer Ver- 
sicherter im Bundesgebiet berechnet. Die Verdienste im Bundes- 
gebiet für vergleichbare Tätigkeit waren - von Ausnahmefällen 
abgesehen - stets höher als in der sowjetischen Besatzungszone. 
Hinzu kommt, daß die Renten in der Bundesrepublik seit 1959 
laufend der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt wurden, 
während sie in der sowjetischen Besatzungszone nicht laufend, 
sondern nur im Abstand von mehreren Jahren heraufgesetzt 
worden sind. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, durch ent- 
sprechende gesetzliche Bestimmungen sidierzustellen, daß eine 
in der sowjetischen Besatzungszone gezahlte Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung in gleicher Höhe in der Bun- 
desrepublik weitergezahlt wird? 

Nach dem in der Bundesrepublik geltenden Eingliederungsprin- 
zip werden Zuwanderer aus der sowjetischen Besatzungszone 
so behandelt, als ob sie während der genannten Versicherungs- 
zeit in der Bundesrepublik gelebt hätten. Sämtliche in der 
so wj e tischen Besatzungszone zurückgelegten V ersicherungs- 
zeiten werden angerechnet. Die Anwendung des Eingliede- 
rungsprinzips, das - wie erwähnt - in der großen Mehrzahl der 
Fälle zu einer Besserstellung der Zuwanderer in der Bundesre- 
publik führt, bedeutet auch, daß bestimmte Leistungen sowjet- 
zonalen Rechts in der Bundesrepublik nicht gewährt werden kön- 
nen. 

Zu diesen Leistungen des sowjetzonalen Rechts gehört insbe- 
sondere die Mindestrente, die es nach dem in der Bundes- 
republik geltenden Recht nicht gibt. Bei denjenigen Fällen, in 
denen die Rente eines Zuwanderers aus der sowjetischen Besat- 
zungszone in der Bundesrepublik niedriger ist, handelt es sich 
in der Regel um Personen, die in der sowjetischen Besatzungs- 
zone eine Mindestrente bezogen haben. Eine weitere Leistung, 
die die Bundesrepublik nicht kennt, ist die sog. Intelligenzrente, 
die in der sowjetischen Besatzungszone bestimmten Berufs- 
gruppen gezahlt wird. Die Gewährung von Leistungen an Zu- 
wanderer aus der sowjetischen Besatzungszone, die das in der 
Bundesrepublik geltende Recht nicht kennt, würde zu einer nicht 
gerechtfertigten Begünstigung bestimmter Personenkreise füh- 
ren und dem Eingliederungsprinzip widersprechen. 

Aus diesen Gründen und im Interesse der Einheitlichkeit des 
Rechts der Rentenversicherung im Bundesgebiet würde die 
Bundesregierung den Vorschlag ablehnen müssen, durch ent- 
sprechende gesetzliche Bestimmungen sicherzustellen, daß eine 
in der sowjetischen Besatzungszone gezahlte Rente aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen in gleicher Höhe in der 
Bundesrepublik weitergezahlt wird. 
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3. Welche sonstigen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung um 
sicherzuslellen, daß Rentnern bei einer Übersiedlung aus der 
sowjetischen Besatzungszone in die Bundesrepublik die Mittel 
für den notwendigen Lebensunterhalt zur Verfügung stehen? 

Außer Leistungen der Rentenversicherung können diejenigen 
Zuwanderer, die ihre auf selbständiger Erwerbstätigkeit be- 
ruhende Lebensgrundlage durch den Krieg oder die Kriegs- 
folgeereignisse verloren haben, Leistungen nach dem Lasten- 
ausgleidisgesetz oder dem Flüditlingshilfegesetz erhalten. Weiter 
werden in der Regel auch bis 1945 erworbene beamtenrecht- 
liche Ansprüche anerkannt. 

Sofern die Sicherstellung des notwendigen Lebensunterhaltes 
nicht gewährleistet ist, weil die Rentner nicht über ausreichende 
eigene Mittel verfügen und sie auch nicht von anderen, insbe- 
sondere von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozial- 
leistungen erhalten, haben Zuwanderer aus der sowjetischen 
Besatzungszone wie jeder andere Bürger der Bundesrepublik 
einen Rechtsanspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
Bundessozialhilfegesetz. Die Hilfe zum Lebensunterhalt umfaßt 
besonders Ernährung, Unterkunft, Kleidung, Körperpflege, 
Hausrat, Heizung und persönliche Bedürfnisse des täglichen 
Lebens. Außer der Hilfe zum Lebensunterhalt sieht das Bundes- 
sozialhilfegesetz im Bedarfsfall auch die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen, z. B. vorbeugende Gesundheitshilfe, Krankenhilfe, 
Ausbildungshilfe, Hilfe zur Pflege, Altershilfe vor. 

Die Leistungen der Sozialhilfe im Bundesgebiet sind umfassen- 
der und höher als die Leistungen der Sozialfürsorge in der 
sowjetischen Besatzungszone. Während dort ein Ehepaar seit 
dem 1. Juli 1968 an laufenden Leistungen für den Lebensunter- 
halt außerhalb von Anstalten (Barunterstützung) 160 M je 
Monat erhält, beträgt der durchschnittliche Regelsatz der So- 
zialhilfe für ein über 65jähriges Ehepaar in der Bundesrepublik 
z. Z. etwa 305 DM (jeweils ohne Mietbeihilfe). 


4. Ist gewährleistet, daß Zuw^inderer aus der sowjetischen Besatz- 
zungszone unverzüglich und umfassend über ihre Ansprüche 
gegenüber Sozialk-istungsträgern unterrichtet werden und 
weldie Sdiritte könnten gegebenenfalls zur Erreidien dieses 
Zieles unternommen werden? 


Die Betreuung von Zuwanderern aus der sowjetischen Besat- 
zungszone erfolgt durch die Landesflüchtlingsverwaltungen. Sie 
unterrichten die Betroffenen auch über Ansprüche gegenüber 
Sozialleistungsträgern durch mündliche Beratung oder durch 
Merkblätter und Schriften. Weiter stehen für den gesamten 
Bereich der Sozialleisiungen auf örtlicher Ebene die Versiche- 
rungsämter zur Auskunfterteilung und Beratung zur Verfügung. 
Sie bedienen sich dabei der u. a. von den Trägern der Sozial- 
versicherung herausgegebenen Merkblätter und sonstige Ver- 
öffentlichungen, die über die Ansprüche aus der Krankenver- 
sicherung, der Unfallversicherung, der Rentenversicherung und 
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der Kriegsopferversorgung unterrichten. Außerdem haben die 
Rentenversicherungsträger eigene Auskunfts- und Beratungs- 
stellen sowie überwachungsb'eamte und Versichertenälteste, 
die in der Lage sind, über Ansprüche zu unterrichten. 

Das Bundessozialhilfegesetz nennt als eine Form der Sozial- 
hilfe ausdrücklich die persönliche Hilfe. Sie umfaßt auch die 
Beratung, die von dem örtlichen Träger der Sozialhilfe oder den 
freien Wohlfahrtsverbänden durchgeführt wird. Die Betroffenen 
werden über die bestehenden sozialen Möglichkeiten unter- 
richtet und an die mit der Durchführung der einzelnen Maß- 
nahmen beauftragten Stellen weitergeleitet. 

Darüber hinaus unterrichten von der Bundesregierung heraus- 
gegebene Schriften, die vor allem im Notaufnahmeverfahren 
ausgegeben werden, über alle Ansprüche wie z. B. Arbeitsver- 
mittlung, Berufseingliederung, Sozialleistungen, Wohnraum- 
versorgung die Betroffenen bei Aufenthaltnahme in der Bun- 
desrepublik. 

Ungeachtet dessen, daß die Bundesregierung die Möglichkeiten 
der Unterrichtung der Betroffenen nach bisheriger Erfahrung 
als befriedigend ansieht, wird sie auch weiterhin bemüht blei- 
ben, den Erfolg der verschiedenen Maßnahmen zu verbessern. 

5. Ist die Bundesregierung bereit, darüber hinaus, beispielsweise 
über die wichtigsten Publikationsorgane, auch die Öffentlichkeit 
umfassend über die Ansprüche der Zuwanderer aus der sowje- 
tischen Besatzungszone gegenüber den bestehenden Leistungs- 
trägern aufzuklären? 

Die Bundesregierung ist bereit, im Rahmen der ihr gegebenen 
Möglichkeiten die Öffentlichkeit über die Ansprüche der Zu- 
wanderer aus der sowjetischen Besatzungszone gegenüber den 
bestehenden Leistungsträgern aufzuklären. Den Publikations- 
organen werden zu diesem Fragenbereich weiterhin aktuelle 
Informationen zur Verfügung gestellt werden. Außerdem soll 
bei der Behandlung von Tatsachen und Problemen der sozialen 
Sicherung in der Bundesrepublik auch auf die Fragen der Zu- 
wanderer aus der sowjetischen Besatzungszone besonders ein- 
gegangen werden. 


Hans Katzer 



